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Antrag gem. § 56 NKomVG 
 
Die SPD-Fraktion stellt den Antrag,  
 
auf Einrichtung eines Arbeitskreises (Task Force), da die Bekämpfung des Corona-Virus in  
den kommenden Wochen und Monaten entschiedenes Handeln erfordert, um die Gesundheit zu 
schützen, aber auch Existenzen zu sichern, Arbeitsplätze zu erhalten und soziale Fragen zu 
beantworten.  

 
Die Beratung und Beschlussfassung hat in der nächsten Sitzung des Finanz- Wirtschafts- und 
Sozialausschusses stattzufinden, spätestens in der am 24.03.2021.  

            
Begründung: 
 
Die Folgen der Corona-Pandemie haben schon tiefe Spuren hinterlassen und weitere werden folgen. Die 

tatsächlichen Auswirkungen zeigen sich nicht nur in der Gegenwart, sondern vor allem auch noch zukünftig 

und werden noch vielen Entscheidungsträgern wirksame Gegenmaßnahmen abverlangen. Die SPD-

Fraktion sieht auch die Kreisverwaltung und den Kreistag in dieser Mitverantwortung. 

Aus diesen Gründen heraus hält es die SPD-Fraktion für zielführend, das bisherige Krisenmanagement 

durch einen nicht nur von kreiseigenen Verwaltungsbeamten gebildeten Arbeitskreis (Task Force) zu 

unterstützen und zu entlasten. Er soll z.B. dazu dienen: 

◼ Folgenbewertung und Lösungssuche z.B. zu sozialen Fragen wie Kita, Schulen, Wirtschaft und 

damit verbundene Koordinationsaufgaben. 

◼ Folgenbewertung und Lösungssuche, wenn der LK Vechta aufgrund seines Inzidenz-Wertes im 

Gegensatz zu anderen Landkreisen weiterhin im Shutdown bleiben muss. 

◼ Ggf. auch Mitentwicklung aktueller Covid-19-Bekämpfungstrategien,  
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Antrag gem. § 56 NKomVG 
 
Die SPD-Kreistagsfraktion stellt den 
Dringlichkeitsantrag, in der kommenden Sitzung des 
Kreistages eine Resolution zu verabschieden, mit der 
sich der Kreistag gegen die Planungen der 
Europäischen Union ausspricht, das öffentliche 
Vergabewesen für den Bereich der Wasserversorgung 
und Abwasserreinigung in die Liberalisierunsagenda 
aufzunehmen. Die Wasser- und Abwasserwirtschaft 
darf nicht unter den Zuständigkeitsbereich der 
Binnenmarktregulierung fallen. 
 
 
 
Begründung: 


